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0 Zusammenfassung 

Im ersten Teil des Verkehrsrichtplans wurden die übergeordneten Ziele für die Verkehrs-

planung aus dem bestehenden Verkehrsrichtplan von 1993 bestätigt. Aufbauend darauf 

und auf den bereits umgesetzten und weiter geplanten Massnahmen wird im zweiten Teil 

der kommunale Verkehrsrichtplan erarbeitet.  

Grundsätzlich ist der Verkehr in Langenthal auf den heute bestehenden Verkehrsflächen 

abzuwickeln. Die verkehrspolitischen Zielsetzungen der Stadt Langenthal werden ergänzt 

um ein weiteres Ziel betreffend Umweltverträglichkeit. Sie lauten wie folgt: 

• Koexistenz, gegenseitige Rücksichtnahme und Verträglichkeit; wesensgerechte Be-

rücksichtigung aller Verkehrsarten 

• Abdeckung der Verkehrsbedürfnisse 

• Gewährleistung der Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer 

• Wirtlichkeit: Aufwertung der Verkehrsräume zur Steigerung der Wohn- und Lebensqua-

lität 

• Umweltverträgliche Abwicklung des Verkehrs: Lärm- und Schadstoffreduktion durch 

Massnahmen prioritär an Stellen mit hohen Belastungen 

Der Verkehrsrichtplan ist ein behördenverbindliches Koordinationsinstrument. Er ist eine 

langfristig gültige Willenserklärung der politisch Verantwortlichen und soll breit abgestützt 

sein.  

Motorisierter Individualverkehr 

Für die einzelnen Strassenzüge werden bestimmte Hauptfunktionen und damit Leitlinien 

für Ausbaustandard und Gestaltung festgelegt (Signalisierung, Querschnitte, Verkehrs-

mischung resp. –trennung, Vortrittsregelung, etc.). Das Strassennetz wird in sieben 

Strassentypen unterteilt. Für jeden dieser Typen werden die Parameter Funktionen, Be-

lastbarkeit, Gestaltungsprinzipien und Ausbaugrössen wie Fahrgeschwindigkeit oder 

Fahrbahnbreite definiert.  

Die Zuweisung der einzelnen Strassenabschnitte zu diesen Typen bestimmt die Hierar-

chie des Strassennetzes in Langenthal. Aus der Strassentypisierung wird ferner ein Ge-

schwindigkeitsplan abgeleitet, welcher die anzustrebende, effektiv gefahrene Geschwin-

digkeit festlegt.  

Die Parkierung ist in Langenthal seit 1997 mit dem Parkplatzbewirtschaftungsreglement 

geregelt. Dieses entspricht den Zielen der Verkehrsplanung und muss nicht angepasst 

werden.  

Schwerverkehrsrouten werden grundsätzlich auf den Hauptachsen signalisiert. Durch 

das kantonale Tiefbauamt werden Versorgungsrouten für Ausnahmetransporte festge-

legt. 
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Für das Strassennetz wurden in der Vergangenheit verschiedene Ergänzungsmöglichkei-

ten untersucht. Im Hinblick auf die Festlegung des Verkehrsrichtplans wurden diese einer 

groben Beurteilung unterzogen. Mit Ausnahme einer neuen Eisenbahnquerung im Be-

reich Zelgli wurden alle beurteilten Ergänzungen verworfen.  

Langsamverkehr 

Der Langsamverkehr, insbesondere der Veloverkehr hat in Langenthal traditionell einen 

hohen Stellenwert. In den Teilrichtplänen für Fussgänger und Radfahrer geht es einer-

seits darum, zusammenhängende Wegnetze anzubieten, die den Anforderungen an Si-

cherheit und Komfort genügen. Andererseits sind für die Velos ausreichend Abstellplätze 

an geeigneten Stellen und in guter Qualität wichtig.  

Grundsätzlich sind in Langenthal alle Strassen für den Langsamverkehr zugänglich. Im 

Verkehrsrichtplan werden jene Routen ausgeschieden, welche gezielt für diese Ver-

kehrsmittel optimiert werden sollen.  

Öffentlicher Verkehr 

In den vergangenen Jahren wurde der öffentliche Verkehr in Langenthal schrittweise 

ausgebaut. Verbleibende Schwachstellen beim öffentlichen Verkehr liegen in tageszeitli-

chen und örtlichen Erschliessungslücken, ungenügender Fahrplandichte bzw. schlechten 

Anschlüssen, fehlender oder nicht optimal liegender Haltestellen und Störungen durch 

Stau.  

Für die Gestaltung des Angebots werden Grundsätze festgelegt. Für den Zeithorizont 

2014 wird das mit dem Angebotsbeschluss 2010-2013 definierte Netz übernommen. Für 

den Horizont 2030 ist im Rahmen des Agglomerationsprogramms unter Berücksichtigung 

der prognostizierten Siedlungsentwicklung ein ÖV-Konzept zu entwickeln, welches den 

gestellten Anforderungen genügt.  

Im Rahmen der Planung des Entwicklungsgebietes von kantonaler Bedeutung am Bahn-

hof Langenthal werden die Erschliessung für MIV und Langsamverkehr, aber auch die 

Anbindung mit den Buslinien und die Lage der Haltestellen neu festgelegt. Aufgrund ver-

schiedener Faktoren wie der Konstellation von Bahnhof und Zentrum wird entschieden, 

dass die Bushaltestellen südlich des Bahnhofes bleiben sollen.  

Materialisierungskonzept 

Das Materialisierungskonzept setzt Leitlinien für die Gestaltung der Strassenräume, so 

dass ein harmonisches Erscheinungsbild entsteht. Bedeutung und Funktion der Strasse 

werden dem Verkehrsteilnehmer bewusst und er passt seine Fahrweise der Situation an.  

Das Materialisierungskonzept macht keine konkreten Vorschriften zu Materialien und 

Produkten. Vielmehr gibt es Hinweise, in welcher Art der Strassenbelag, die Randab-

schlüsse, die Beleuchtung etc. ausgeführt werden sollen.  
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1 Ausgangslage, Zielsetzungen und Prozess 

1.1 Ausgangslage  

Im vergangenen Jahr hat die Stadt Langenthal durch Metron Verkehrsplanung AG den 

ersten Teil eines Verkehrsrichtplans (VRP) erarbeiten lassen, welches den bestehenden 

Verkehrsrichtplan von 1993 vor dem Hintergrund der seither veränderten Randbedingun-

gen und Haltungen würdigt und den Stand der Umsetzung der Massnahmen aufzeigt. Die 

übergeordneten Ziele für die Verkehrsplanung in Langenthal wurden dabei bestätigt.  

Auf dieser Basis wurde der kommunale Verkehrsrichtplan überarbeitet. 

 

1.2 Bedeutung und Ziele des Verkehrsrichtplans 

Der VRP ist ein kommunaler Richtplan im Sinne von Art. 68 Baugesetz und ein Koordina-

tionsinstrument. Er ist eine langfristig gültige Willenserklärung der politisch Verantwortli-

chen (behördenverbindlich) und soll breit abgestützt sein. Eine vorausgehende umfas-

sende Information, Diskussionsrunden und die Mitwirkung bieten gute Voraussetzungen 

für die Umsetzung der beschlossenen Schritte. Der VRP basiert auf den Bestimmungen 

von Art. 68 Baugesetz. Die Nutzungsplanung, die Erschliessung und der Verkehr werden 

aufeinander abgestimmt.  

Der VRP ist für die Gemeindebehörden verbindlich. Kommende Projekte des Strassen-

baus, des Ausbaus des öffentlichen Verkehrs und des Rad- und Fusswegbaus werden 

nach den Grundsätzen des VRP ausgearbeitet. Neue Projekte des Strassenbaus im Be-

reich der Basiserschliessung unterliegen ausdrücklich den Bestimmungen von Art. 58 ff. 

Baugesetz, soweit objektbedingt nicht Art. 23 Strassenverordnung (SV) zur Anwendung 

gelangt. Dies bedeutet, dass über jedes einzelne Strassenprojekt der Basiserschliessung 

vorgängig öffentlich orientiert und dieses öffentlich zur Mitwirkung aufgelegt und danach 

der kantonalen Vorprüfung zugeführt werden muss. Die betroffenen Grundeigentümer-

schaften können im öffentlichen Auflageverfahren Einsprache erheben und im Sinne von 

Art. 60 Baugesetz ihre Rechte wahren. Vorbehalten bleibt schlussendlich auch die Ge-

nehmigung der Überbauungsordnung als Gemeindebeschluss durch das Amt für Ge-

meinden und Raumordnung im Sinne von Art. 61 Baugesetz. Der VRP der Stadt Lan-

genthal gilt daher allein als Planungs- und Konzeptunterlage für die zukünftige Verkehrs-

planung der Stadt Langenthal.  

Die rechtliche Wirkung des VRP wurde, auf Antrag der Stadt, mit der Genehmigung der 

kantonalen Baudirektion gleichzeitig auf alle andern zustimmenden Direktionen der kan-

tonalen Verwaltung ausgedehnt. So war damals, nebst dem kantonalen Tiefbauamt, auch 

das Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt des Kantons Bern, zuständig für Signalisatio-

nen und Markierungen, in seinem Handeln an den Verkehrsrichtplan der Stadt Langent-

hal gebunden. Heute ist diese damals zuständige Abteilung wieder in das kantonale Tief-
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bauamt integriert, die Genehmigungsbehörde ist aber das AGR als Amt der Justiz-, Ge-

meinde- und Kirchendirektion. Die rechtliche Wirkung des neuen VRP soll auch wieder im 

Sinn von Art. 68 Abs. 3 Baugesetz ausgedehnt werden. 

1.3 Vorgehen und Methodik 

Die Erarbeitung des Verkehrsrichtplans erfolgt in mehreren Schritten: 

1. Teil:  Auslegeordnung / Bilanzierung / Vorgehen definieren 

2. Teil:  Festlegung Zielsetzungen für den Verkehrsrichtplan 

Entwurf des Verkehrsrichtplans 

Massnahmenkonzept mit Prioritäten 

Mitwirkungsverfahren, Auswertung, Mitwirkungsbericht 

3. Teil: Kantonale Vorprüfung  

Bereinigung Verkehrsrichtplan nach kantonaler Vorprüfung 

Erlass und Genehmigung des Verkehrsrichtplans 

4. Teil: Umsetzung der Projekte nach Prioritätenliste 

Abstimmung mit den Behörden 

Im Rahmen des 2. Teils werden die folgenden Arbeitsschritte durchgeführt: 

Festlegung Zielsetzungen 

Ausgehend von der Bilanz in Teil 1 sind für die nachstehenden Bereiche die konkreten 

Ziele (Oberziele und Teilziele) festzulegen. Dabei repräsentieren die Oberziele die 

grundsätzliche strategische Ausrichtung, während die Teilziele diese für einzelne Aspekte 

konkretisieren. 

• Gesamtverkehr, Mobilitätsverhalten (übergeordnet, langfristig) 

• Erschliessungsqualität (gebietsweise) 

- Parkierung (Auto, Velo) 

- Fuss- und Radwegnetz (Attraktivität, subjektives Sicherheitsempfinden) 

- Wirtschaft, Gewerbe 

• Wohn- und Aufenthaltsqualität (gebietsweise) 

- Siedlungsgebiet / Zonen / spezifische Strassenzüge 

- Betriebskonzept MIV, Geschwindigkeitsplan 

- Lärm- und Luftschadstoffemissionen 

- Materialisierung des Strassenraumes 

Die Definition dieser Ziele erfolgt in enger Abstimmung mit dem Auftraggeber.  

Verkehrsrichtplan 

Im Verkehrsrichtplan werden die Grundsätze und die konkrete Ausgestaltung der Ver-

kehrsnetze in Langenthal festgelegt, welche diesen Zielsetzungen entsprechen. Dabei 

wird in erster Linie auf den bestehenden Richtplan von 1993 abgestellt: 
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• Überprüfung des Richtplans auf Übereinstimmung mit den Zielsetzungen und deren 

Erreichungsgrad 

• Aufzeigen von Schwachstellen und Lücken 

• Vorschläge für notwendige Anpassungen 

Daraus wird der neue Verkehrsrichtplan in Form von drei Teilrichtplänen abgeleitet: 

• Fussverkehr 

• Radverkehr 

• Motorisierter Individualverkehr (Netz und Betrieb inkl. Geschwindigkeitsplan) 

Der öffentliche Verkehr wird heute ausschliesslich durch den Kanton über die RVK 2 

bestimmt, weshalb der Einfluss seitens der Stadt grundsätzlich beschränkt ist. In Abspra-

che mit der RVK hat die Stadt Langenthal die Kompetenz erhalten, im Zusammenhang 

mit dem Agglomerationsprogramm und den Planungsarbeiten am Entwicklungsschwer-

punkt Bahnhofgebiet Vorstellungen für eine langfristige Entwicklung des ÖV-Netzes zu 

erarbeiten. Im Richtplan wird der Angebotsbeschluss 2010-2013 als Informationsinhalt 

integriert. Er ist jedoch nicht Bestandteil der Genehmigung.  

Technisch wird der Richtplan auf der Basis eines Geografischen Informationssystems 

(GIS) erstellt. Dadurch wird gewährleistet, dass die Planwerke jederzeit mit den aktuellen 

Massnahmenlisten übereinstimmen und die massgebenden Eckdaten und Mengengerüs-

te mit minimalem Aufwand abgerufen werden können1. Besonders im Hinblick auf die 

Nachführung und die Bewirtschaftung der Massnahmenpläne ist dies von Bedeutung.  

Eine Abstimmung der Daten mit den anderen laufenden Planungsverfahren (RGSK, Agg-

loprogramm) und eine Festlegung der Schnittstellen zum GIS der Stadt ist erforderlich. 

Beim Amt für Raumplanung des Kantons Bern bestehen keine Vorgaben für das anzu-

wendende Datenmodell für einen Verkehrsrichtplan.  

Massnahmen 

Die Planung der Massnahmen ergibt sich aus den Vorgaben des Verkehrsrichtplanes 

und den vorhandenen Lücken in dessen Umsetzung. Es werden bezogen auf die drei 

Teilrichtpläne Massnahmenpläne erstellt. Für den ÖV werden einige wichtige Massnah-

men in der Massnahmenliste aufgeführt, die im Zusammenhang mit dem Entwicklungs-

schwerpunkt Bahnhofgebiet und mit dem Agglomerationsprogramm von Bedeutung sind. 

Diese Massnahmenpläne stellen neben einer Gesamtübersicht über den Handlungsbe-

darf auch die Prioritäten für die Umsetzung dar. Der Einbezug des Unterhalts- und Inves-

titionsplans der Stadt ist dabei wichtig. Ferner soll die Umsetzung der einzelnen Mass-

nahmen untereinander abgestimmt werden.  

 

1  Im GIS werden jedem Plan-Objekt (z.B. Strassenzug, Knoten, Haltestelle etc.) die entsprechenden Sachda-

ten zugewiesen, welche als Liste in beliebiger Form dargestellt und weiterverarbeitet werden können. Zu-

dem sind die Informationen zu Längen und Flächen sowie die Bezüge der Objekte untereinander (folgender 

Strassenabschnitt, Zugehörigkeit zu einer Zone etc.) gespeichert, womit räumliche Analysen möglich sind. 
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1.4 Abstimmung mit anderen Planungsverfahren 

Parallel zum Verkehrsrichtplanverfahren wird im Auftrag des Kantons ein Regionales 

Gesamtverkehrs- und Siedlungskonzept (RGSK) sowie im Auftrag der Stadt Langenthal 

ein Agglomerationsprogramm (2. Generation) erarbeitet.  

Der Verkehrsrichtplan wird mit diesen Planungsverfahren abgestimmt. Dabei gilt der VRP 

als prioritäres Verfahren, dessen Ergebnisse in RGSK und Aggloprogramm einfliessen.  

Insbesondere zu berücksichtigen ist zudem die Planung des Entwicklungsschwerpunktes 

Bahnhof Langenthal. 
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2 Analyse – Ergebnisse des 1. Teils 

2.1 Motorisierter Individualverkehr 

Netz, Erschliessung 

Die nördlichen Gebiete von Langenthal, insb. die Arbeitsplatzgebiete sind durch die Bern-

Zürich-Strasse für den MIV sehr gut erschlossen. Die Aarwangenstrasse stellt die Zufahrt 

von der Autobahn sicher.  

Das relativ hohe Verkehrsaufkommen, vor allem der durch die Arbeitszonen erzeugte 

Schwerverkehr, belastet die Wohngebiete in diesem Bereich teilweise stark. Die Stadt hat 

in den vergangenen Jahren mit verschiedenen Massnahmen (Lastwagen-Fahrverbote in 

Quartierstrassen, Sanierung von Knoten) die Situation deutlich verbessert. Dennoch be-

steht hier noch weiterer Handlungsbedarf, um die Qualität der wachsenden Wohngebiete 

nicht zu gefährden. 

Die Einfallsachsen aus südlicher und östlicher Richtung führen grösstenteils direkt ins 

Zentrum und der Schutz sensibler Gebiete vor dem (Durchgangs-) Verkehr ist schwierig 

oder unmöglich. In der Vergangenheit wurden verschiedene Möglichkeiten für Umfahrun-

gen bzw. den Ausbau von Hauptverkehrsachsen studiert, die jedoch nicht die erwünschte 

Entlastungswirkung erwarten liessen oder unrealistisch waren.  

 

Die Führung des Schwerverkehrs ist in Langenthal problematisch. Im Stadtzentrum erge-

ben sich hohe Lärm- und Luftbelastungen sowie Sicherheitsprobleme. Eine Versorgungs-

route für Ausnahmetransporte verläuft durch das Stadtzentrum, wodurch die Gestaltung 

der Strassenquerschnitte stark eingeschränkt wird.  
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Aufgrund der Erkenntnis, dass kaum ein massgeblicher Teil des Verkehrs aus dem 

Stadtzentrum verlagert werden kann, sind heute eine verträgliche Abwicklung und die 

Schaffung von Anreizen für die Verlagerung auf Langsamverkehr und ÖV die Zielsetzun-

gen der Verkehrsplanung in Langenthal. Der aktuell überarbeitete Verkehrsrichtplan trägt 

diesen Absichten Rechnung.  

Neben den im Richtplan definierten Hauptachsen sollen grundsätzlich „Bereiche mit sied-

lungsverträglichem Verkehr“ ausgeschieden werden, um die Wohnqualität in den Quartie-

ren, die Verkehrssicherheit und die Aufenthaltsqualität im Strassenraum zu maximieren.  

Pendler 

Verfügbare Zahlen zur Quantifizierung der Pendlerströme repräsentieren die Periode von 

1990 bis 2000 und sind demnach nicht aktuell. Neuere Werte liegen zur Zeit nicht vor, 

weshalb quantitative Aussagen zur Entwicklung während der letzten 10 Jahre nicht mög-

lich sind.  

Parkierung 

Für die Parkierung bestehen mit dem Parkierungsreglement von 1997 gute Grundlagen, 

um den verfügbaren Parkraum zu bewirtschaften. 

 

Die Ansätze zur Verbesserung der kombinierten Mobilität sind in Langenthal gut. Die 

Park&Ride-Anlage am Bahnhof ist gut gelegen und zugänglich. Die Anzahl der Plätze 

und vor allem die Bewirtschaftung (Kriterien für die Abgabe von Berechtigungen und die 

konkrete Umsetzung) sind zu überprüfen.  
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Die bestehenden Kurzzeitparkplätze liegen direkt vor dem Bahnhofzugang. Verkehrs-

technisch ist diese Lage aufgrund der kurzen Zugangswege zu den Bahngleisen für eine 

Nutzung als Kiss&Ride-Parkplätze gut, wenn auch die Bewirtschaftung nicht explizit da-

rauf ausgerichtet ist. Aus städtebaulicher Sicht sind auch andere Kriterien zu berücksich-

tigen. 

2.2 Langsamverkehr 

Netz, Erschliessung 

Die Stadt Langenthal hat in den vergangenen Jahren viel für die Verbesserung des 

Langsamverkehrs getan. So wurden auf mehreren Strassen Radstreifen oder gar Rad-

wege realisiert und in der Marktgasse eine Fussgängerzone eingeführt. Die Realisierung 

einer Begegnungszone in der Jurastrasse ist in Vorbereitung und auch im Bereich der 

Schulanlagen Kreuzfeld sind entsprechende Massnahmen vorgeschlagen. Zudem wurde 

ein umfassender Problemstellenkataster erstellt, welcher als zusätzliche Planungshilfe 

bei Sanierungen und Umbauten dient.  

 

Langenthal hat das Ziel, den Langsamverkehr nicht nur zu ermöglichen (Erfüllen der mi-

nimalen Anforderungen), sondern den Anteil des Langsamverkehrs durch gezielte Förde-

rung zu erhöhen. 

Verschiedene Schwachstellen bestehen jedoch nach wie vor, insbesondere im Bereich 

des Bahnhofs. Die Querung der Gleisanlagen ist für Radfahrer schwierig und die Anzahl 

der verfügbaren Abstellplätze ist zu gering. Auch auf den wichtigen Einfallsachsen sind 

noch nicht überall adäquate Bereiche für den Langsamverkehr ausgeschieden.  
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Im Zentrum bestehen auf verschiedenen Strassenzügen relativ enge Verhältnisse, die 

kaum verändert werden können (historische Bausubstanz, Hochtrottoirs). Auf diesen 

Abschnitten sind eine sorgfältige Führung des Langsamverkehrs und eine gute Gestal-

tung zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität und Sicherheit wichtig. 

Parkierung 

Am Bahnhof sind die Veloabstellplätze an guter Lage beidseits des Bahnhofs, jeweils bei 

den Gleiszugängen, angeordnet. Die Anzahl ist jedoch für die hohe Nachfrage zu gering, 

was sich in wild parkierten Velos manifestiert. Die Velostation ist mit rund 110 Plätzen zu 

klein und weist neben einer einfachen Veloreinigung keine Zusatzangebote wie bei-

spielsweise Werkstatt, Velovermietung etc. auf.  

 

Bestehende Planungen, die bis heute nicht umgesetzt werden konnten, sehen eine Nut-

zung des ehemaligen Posttunnels für die Unterbringung einer Velostation vor. Ein direk-

ter Zugang zur Personenunterführung würde ein optimales Angebot ergeben. Andere 

Möglichkeiten bieten sich evtl. im Rahmen der Planung des Entwicklungsschwerpunktes 

Bahnhofgebiet. 

2.3 Verkehrssicherheit 

In der Zeitperiode von 1981 bis 1985 wurden in Langenthal 610 Verkehrsunfälle regis-

triert. Zwischen 2004 und 2008 waren es 698, was einer Zunahme um 14% entspricht. 

Bei 309 Unfällen kamen Personen zu Schaden, insgesamt waren 6 Todesopfer zu bekla-

gen.  
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In Langenthal soll der Verkehr so abgewickelt werden, dass diese Unfallzahlen deutlich 

reduziert werden. Dazu sind geeignete Massnahmen zu evaluieren und umzusetzen.  

Gemäss Untersuchungen der BfU besteht ein Zusammenhang zwischen Geschwindigkeit 

und Unfallhäufigkeit. Bei einer Geschwindigkeitsreduktion von 1 km/h ist ein Rückgang 

der Unfallhäufigkeit um 2-3% zu erwarten. Das heisst, dass bei Geschwindigkeiten von 

30 km/h wesentlich weniger und zudem weniger schwere Unfälle resultieren als bei 50 

km/h. Nachstehende Grafik veranschaulicht diese Zusammenhänge. 

 
Abbi ldung 1:  

Zusammenhang zwischen Unfa l lhäuf igke i ten und Geschwind ig-
ke i t  (Quel le :  b fu)  

Bezogen auf Unfälle mit Fussgängern kann der Einfluss der Geschwindigkeit auf das 

Unfallgeschehen wie folgt dargestellt werden:  
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Abbi ldung 2:  

Wahrschein l ichkei t  getöteter  Fussgänger  in  Funkt ion der  Ge-
schwindigkei t  (Quel le :  b fu)  

Diese Effekte sind einerseits auf die erhöhte Aufmerksamkeit zurückzuführen, welche bei 

tieferen Geschwindigkeiten dem Geschehen in den seitlichen Bereichen der Strasse ge-

schenkt werden kann, andererseits bestehen aber auch physikalische Ursachen, indem 

sich die Anhaltestrecken überproportional verkürzen und selbst bei einer Kollision die 

kinetische Energie und damit auch die Unfallschwere viel geringer ist:  

 
Abbi ldung 3:  

Anhal tewege bei  Geschwindigke i ten 30 und 50 km/h be i  t ro-
ckener  Fahrbahn (Quel le :  b fu)  
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2.4 Öffentlicher Verkehr 

Netz, Erschliessung 

Langenthal ist mit dem Schnellzugshalt und verschiedenen Regionalzügen gut ans natio-

nale Schienen-netz angebunden. Zur Feinerschliessung verkehren auf dem Stadtgebiet 

zwei regionale Buslinien und zwei Stadtbuslinien. Die Auslastungen dieser Buslinien sind 

generell relativ tief.  

Die Erschliessungsqualität ist in weiten Teilen des Siedlungsgebietes akzeptabel. In ge-

wissen Wohnquartieren (z.B. Schoren) ist eine optimale Erschliessung jedoch – auch 

unter dem Gesichtspunkt eines kostendeckenden Betriebes – schwierig (vgl. Kapitel 6). 

 

Pendler 

Wie im MIV sind auch für den ÖV keine aktuellen Zahlen zu den Pendlerströmen verfüg-

bar. Quantitative Aussagen sind nicht möglich.  
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2.5 Umweltbelastung 

Luftschadstoffbelastung 

Nachstehend sind einige Messergebnisse für die NO2- und die Ozonbelastung zusam-

mengestellt (Quelle: „Berner Luft 2008“, beco Berner Wirtschaft).   

 

Standort Standorttyp Strassen-

abstand 

NO2  
[mg/m3] 

Spitalgasse Coop Hauptstrasse 6 m 33 

Marktgasse (Stettler) Siedlung 2 m 22 

Bleienbacher Torfsee Hintergrund 180 m 12 

Aarwangenstr. (Bäregg) Hauptstrasse 8 m 25 

   Legende:   

  <27 mg/m3 Grenzwert eingehalten 

  27-33 mg/m3 Im Grenzwert-Bereich 

Tabel le  1  
NO 2 -Be lastung:  Pass ivsammler-Messungen 2008 

20

30

40

 

Spitalgasse Coop
Marktgasse
Ringstrasse
Aarwangenstrasse

 
Abbi ldung 4 

Entwick lung NO 2 -Belastung 1994-2008 [mg/m3]  
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Abbi ldung 5 

Ozonbelastung:  Entwick lung 2001-2008 im Verg le ich mi t  ande-
ren Städten [Anz.  Stunden >120 mg/m3 ]  

 
Abbi ldung 6 

Ozonbelastung:  Anzahl  Grenzwert -  
überschre itungen 2008 im Verg le ich mi t  anderen Städten 

In Langenthal sind die Belastungen im Vergleich mit anderen Städten nicht beunruhigend 

hoch und die Tendenz ist zumindest bei der NO2-Belastung rückläufig. Dies zeigt, dass 

einerseits aufgrund der weiterentwickelten Fahrzeugtechnik, andererseits aber auch 

durch die Veränderung der Fahrweise infolge gesetzlicher Vorgaben und angepasster 

Gestaltung der Strassenräume eine Verbesserung der Situation erreichbar ist. 
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Lärmbelastung 

Die Lärmbelastung in Langenthal ist entlang verschiedener Strassen sehr hoch. So hält 

das fertiggestellte Sanierungsprojekt für Gemeindestrassen 2009 fest, dass bei 111 Ge-

bäuden der Immissionsgrenzwert und bei 14 gar der Alarmwert überschritten ist. Davon 

betroffen sind 1'116 resp. 201 Personen.  

Hinzu kommen jene Gebäude und deren Bewohner, die entlang von Kantonsstrassen 

liegen bzw. wohnen. Im Sanierungsprogramm des Kantons für die Periode 2008 – 2010 

sind die folgenden Strassen aufgeführt: 

• Melchnaustrasse 

• St. Urbanstrasse 

• Bleienbachstrasse 

• Aarwangenstrasse 

• Murgenthalstrasse 

Diese Daten zeigen, dass in Langenthal im Bereich Verkehrslärm Sanierungsbedarf vor-

handen ist.  
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3 Gesamtverkehr – Siedlung – Umwelt  

3.1 Feststellungen 

Verkehrliche Konflikte lassen sich nicht überall vollständig lösen, zu widersprüchlich sind 

die Ansprüche jedes Einzelnen. Indessen lassen sich die Auswirkungen der Konflikte mit 

angepassten Fahrgeschwindigkeiten minimieren. Dass dies mit Verkehrsgeboten und 

-verboten allein nicht realisierbar ist, wurde inzwischen mehrfach bewiesen. Aus Erfah-

rung wissen wir, dass der Strassenraum für alle attraktiv sein muss. Keine Schikanen, 

sondern gestalterisch überzeugende – möglichst einfache – Massnahmen sind gefordert. 

In den übergeordneten, stärker befahrenen Strassen, sind organisatorische und betriebli-

che Massnahmen zur Verbesserung der gegenseitigen Verträglichkeit nötig. Sie sind 

häufig schwieriger zu realisieren, weil verschiedenste Akteure (Kanton, Private) mitent-

scheiden. 

Ein wichtiger Grundsatz für den Verkehrsrichtplan ist die Erhöhung der Verkehrssicher-

heit für alle Verkehrsteilnehmer. Der Schutz der Schwächeren (Kinder und Betagte, 

Fussgänger und Velofahrer, Menschen mit einer Mobilitätsbehinderung) hat hier Priorität. 

Meist bedeuten Massnahmen zum Schutz der Schwächeren auch einen Mehrwert für 

alle, weil gestalterische Massnahmen den öffentlichen Raum aufwerten und das Leben 

rund um die Strassen verbessern.  

 

Zu beachten ist, dass die verschiedenen Massnahmen in der Verkehrsplanung sehr un-

terschiedliche Planungs- und Umsetzungszeiträume haben (vgl. Abbildung 7): Das Mobi-

litätsverhalten der Bevölkerung verändert sich sehr langsam. Auch die Planung und Um-

setzung von Netzergänzungen und Umfahrungsstrassen dauert üblicherweise mindes-

tens 15 bis 20 Jahre. Die Realisierung von Verbesserungen am bestehenden Strassen-
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system kann dagegen schnell und in Etappen in Angriff genommen werden. Deshalb liegt 

dem Verkehrsrichtplan auch die Haltung zugrunde, dass mit dem bestehenden Strassen-

system realisierbare Verbesserungen erzielt werden müssen. Das schliesst nicht aus, 

dass Netzergänzungen und –ausbauten in die langfristige Planung im Sinne einer Tras-

seesicherung einfliessen. Sie sollen aber nicht als Alternativen zur Verbesserung am 

Bestand betrachtet werden, weil die Realisierung allfälliger Netzergänzungen unsicher 

und nicht zeitgerecht möglich ist. 

 
Abbi ldung 7 

Darste l lung der  untersch ied l ichen Umsetzungsf r is ten 

3.2 Übergeordnete Zielsetzungen 

Im Rahmen der Erarbeitung des ersten Teils des Verkehrsrichtplans wurde festgestellt. 

dass der Verkehr in Langenthal grundsätzlich auf den heute zur Verfügung stehenden 

Verkehrsflächen agewickelt werden muss. Ergänzungen des Strassennetzes in einem 

relevanten Ausmass sind nicht realistisch. Aus dieser Erkenntnis folgt das übergeordnete 

Ziel der Koexistenz aller Verkehrsteilnehmer. Die verkehrspolitischen Zielsetzungen der 

Stadt Langenthal aus dem Verkehrsrichtplan 1993 wurden damit, ergänzt um ein weite-

res Ziel betreffend Umweltverträglichkeit, bestätigt. Sie lauten wie folgt: 

• Koexistenz, gegenseitige Rücksichtnahme und Verträglichkeit; wesensgerechte Be-

rücksichtigung aller Verkehrsarten 

• Abdeckung der Verkehrsbedürfnisse 

• Gewährleistung der Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer 

• Wirtlichkeit: Aufwertung der Verkehrsräume zur Steigerung der Wohn- und Lebensqua-

lität 

• Umweltverträgliche Abwicklung des Verkehrs: Lärm- und Schadstoffreduktion durch 

Massnahmen prioritär an Stellen mit hohen Belastungen 
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3.3 Entwicklungsschwerpunkt Bahnhofgebiet 

Das Bahnhofgebiet ist als Entwicklungsschwerpunkt (ESP) von kantonaler Bedeutung ein 

Spezialfall. Dieses Gebiet weist eine hohe Nutzungsvielfalt auf und die Verkehrsnetze 

sind aufgrund der intermodalen Beziehungen in verschiedener Hinsicht stark belastet. In 

diesem Gebiet soll eine Entwicklung initiiert werden, welche eine Intensivierung insb. der 

bahnorientierten Nutzungen bewirkt. Es wird sich innerhalb des Stadtgebietes neben dem 

Stadtzentrum ein weiterer Schwerpunkt entwickeln.  

Damit erhalten die verkehrlichen Anbindungen dieses Gebietes eine besondere Bedeu-

tung und sind vor dem Hintergrund dieser Absichten zu betrachten. Die Funktion des 

Bahnhofs als Verkehrsdrehscheibe bedingt Massnahmen im Bereich der Anordnung der 

ÖV-Haltestellen (Optimierung der Umsteigebeziehungen Bus-Bus und Bahn-Bus) sowie 

des ruhenden Verkehrs (Bike&Ride und Park&Ride). In diesem Zusammenhang sind die 

Verbindungen für den Fuss- und Radverkehr zwischen der Nord- und der Südseite des 

Bahnhofs von zentraler Bedeutung. Dazu gehören neben den Personenunterführungen 

auch die nördlichen und südlichen Vorplatzbereiche.  

Zudem ist auch den Verbindungen zum Stadtzentrum Beachtung zu schenken. Um eine 

gute Integration des ESP ins Gefüge der Stadt zu erreichen, müssen diese Verbindungen 

insbesondere für den Langsamverkehr attraktiv sein. Mit einer geeigneten Gestaltung 

sollen den Strassenzügen (vor allem Jurastrasse und Bahnhofstrasse) ein urbaner Cha-

rakter verliehen und die Sicherheit und Aufenthaltsqualität optimiert werden. 
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3.4 Übersicht Massnahmen 

Im Bereich der übergeordneten Mobilitätsziele werden durch die Stadt Langenthal, durch 

die aktive Arbeitsgruppe Mobilität, verschiedene Massnahmen getroffen oder unterstützt: 

• Förderung von Car Sharing (z.B. Mobility) 

• Förderung von Job-Ticket-Modellen (u.a. in der Verwaltung) 

• Mobilitätsberatung für Firmen und Private 

• Mobilitätsveranstaltungen zur Sensibilisierung der Bevölkerung 

Ferner ist durch die Verwaltung den politischen Behörden und der Öffentlichkeit regel-

mässig Bericht zu erstatten über den Stand der Umsetzung der Massnahmen gemäss 

Richtplan, über die Einhaltung der Zielsetzungen, den Stand der Umweltbelastungen und 

über die Verkehrssicherheit. 
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4 Motorisierter Individualverkehr 

4.1 Feststellungen 

Das Strassennetz in Langenthal ist geprägt von mehreren Einfallsachsen aus verschie-

denen Richtungen, die im Stadtzentrum enden. Der Durchgangsverkehr West-Ost ver-

läuft auf der Bern-Zürich-Strasse, welche am Rand des Siedlungsgebietes vorbei führt. 

Der übrige Durchgangsverkehr führt durch das Siedlungsgebiet, teilweise durch das his-

torische Stadtzentrum. Bei der Strassenführung fällt auf, dass häufig keine gestreckte 

Achse zur Verfügung steht, sondern verwinkelte Routen gefahren werden müssen.  

 

4.2 Strassentypisierung 

Die übergeordneten Zielsetzungen sind für die Planungsarbeiten weiter zu detaillieren 

und für die einzelnen Teilgebiete der Stadt zu konkretisieren. So ergeben sich die folgen-

den Handlungsprämissen: 

• Lenkung des Verkehrs auf verkehrsorientierte Strassen 

Signalisierung der Hauptrouten, Sicherstellung von deren Leistungsfähigkeit 

• Verträgliche Abwicklung des Verkehrs im Stadtzentrum 

Verkehrsberuhigung und gestalterische Massnahmen erhöhen die Attraktivität des 

Zentrums. Diese Verbesserung der Aufenthaltsqualität verändert den Charakter der 

Strassen und Plätze – ohne Verbotsschilder. 

• Erschliessung der Industriestandorte für den Schwerverkehr unter Minimierung der 

Belastungen für Wohnquartiere 

Durch die Lenkung des Schwerverkehrs auf wenige übergeordnete Achsen und be-

stimmte Erschliessungen der Industrie- und Gewerbegebiete werden Schleichwege 

durch die Wohnquartiere verhindert. 

• Funktion der Bern-Zürich-Strasse als Durchgangsstrasse 

Die Leistungsfähigkeit der Bern-Zürich-Strasse wird durch die notwendigen Massnah-

men v.a. an den Knoten sichergestellt. Dadurch wird Umgehungsverkehr durch das 

Siedlungsgebiet unattraktiv. 

Aus diesen Zielsetzungen werden für die einzelnen Strassenzüge bestimmte Hauptfunk-

tionen abgeleitet. Damit werden Leitlinien für Ausbaustandard und Gestaltung festgelegt 

(Signalisierung, Querschnitte, Verkehrsmischung resp. –trennung, Vortrittsregelung, etc.). 

Das Strassennetz wird in sieben Strassentypen unterteilt. Für jeden dieser Typen werden 

die Parameter Funktionen, Belastbarkeit, Gestaltungsprinzipien und Ausbaugrössen wie 

Fahrgeschwindigkeit oder Fahrbahnbreite definiert.  
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 Nebenstrassen Hauptstrassen  Strassenraumgestaltung  

 

Strassentyp ES QS SS HS - K HS - I HS - A (Regional)   

 Erschliessungsstrassen 
Hauszufahrten 

Quartiersammelstrasse Sammelstrassen Hauptstrasse Kerngebiet Hauptstrasse innerorts Hauptstrasse ausserorts  Strassen, Plätze im Kerngebiet 
resp. mit speziellen Anforderungen 

Darstellung im Plan          

A
nf

or
de

ru
ng

en
 

BauG Detailerschliessung Basisanlagen   

Eigentümer (i.d. Regel) Private / Gemeinde Private / Gemeinde Gemeinde Kanton / Gemeinde Kanton / Gemeinde Kanton / Gemeinde  Private / Gemeinde / Kanton 

Haupt-Funktionen • erschliessen 
• sich aufhalten, spielen 
• parkieren, abstellen 

• erschliessen 
• sich aufhalten, spielen 
• parkieren, abstellen 

• sammeln 
• erschliessen 
• parkieren, abstellen 

• verbinden, erschliessen 
• repräsentieren 
• ein- und ausladen 
• queren 
• kommunizieren 
• sich aufhalten 

• verbinden, sammeln 
• repräsentieren 
• ein- und ausladen 
• queren 
• erschliessen 

• verbinden 
• sammeln 
• (erschliessen) 

 • repräsentieren  
• kommunizieren 
• sich treffen, feiern, niederlassen, 

ausruhen, verweilen, flanieren 

 

Aktivitäten: 
1) Fussverkehr 
2) Veloverkehr 
3) Parkierung 
4) Schwerverkehr 
5) Öffentlicher Verkehr 

 
1) längs und quer 
2) v.a. längs  
3) Parkieren: ja 
4) nur ausnahmsweise 
5) Ortsbus, i.R. ohne Regionalbus 

 
1) längs und quer 
2) v.a. längs  
3) Parkieren: ja 
4) nur ausnahmsweise 
5) Ortsbus, i.R. ohne Regionalbus 

 
1) v.a. längs 
2) v.a. längs 
3) teilweise parkieren und abstellen 
4) ja, nur Erschliessung 
5) Regionalbus oder Ortsbus 

 
1) längs und quer 
2) ja 
3) Ein- und Auslad 
4) ja, v.a. Erschliessung 
5) ja 

 
1) v. a. längs  
2) ja 
3) möglichst zu vermeiden 
4) ja 
5) ja 

 
1) wenig 
2) ja 
3) nur an bestimmten Orten 
4) ja 
5) ja 

  
1) viele, längs und quer 
2) längs und quer 
3) Ein- / Aussteigen, -laden 
4) wenn mögl.: ohne 
5) meistens 

Belastbarkeit; 
Verkehrsstärke MIV 

bis 4‘000 DTV 
ca. 500 Fzg./ Spitzenstunde 

bis 4‘000 DTV 
ca. 500 Fzg./ Spitzenstunde 

bis 4’000- 6'000 DTV 
ca. 500 – 1000 Fzg./ Spitzenstunde 

bis 7'000 DTV 
ca. 1‘000 Fzg./ Spitzenstunde 

bis 16'000 DTV 
ca. 1‘800 Fzg./ Spitzenstunde 

über 16'000 DTV 
ca. 2‘400 Fzg./ Spitzenstunde 

 je nach Situation und  
Ausgestaltung 

Spezielles Belastbarkeit ist stark begrenzt,  
Planung nach Fahrzeug-Geometrie, 
nicht fahrdynamisch 

Belastbarkeit ist stark begrenzt,  
Planung nach Fahrzeug-Geometrie, 
nicht fahrdynamisch 

Belastbarkeit ist begrenzt, Planung 
nach Fahrzeug-Geometrie, nicht 
fahrdynamisch 
Hoher LW-Anteil möglich 

Sehr hohe Anforderungen an Be-
trieb und Gestaltung 
Planung zusammen erarbeiten 

 

ab 12'000 DTV sind Lärmgrenzwer-
te schwierig einzuhalten 
Planung zusammen erarbeiten 
Berücksichtigung Ausnahmetrans-
portrouten  

gewachsene Verbindungen (Wege, 
Wildwechsel, etc.) zweckmässig 
berücksichtigen, Landwirtschafts-
verkehr beachten 

 Hohe Anforderungen an Betrieb 
und Gestaltung; 
Kombination mit allen Strassenty-
pen möglich 

P
ar

am
et

er
 

Gestaltungsprinzipien siedlungsorientiert siedlungsorientiert siedlungsorientiert siedlungsorientiert verkehrsorientiert landschaftsorientiert  stark siedlungsorientiert 

Ausbaugrössen:         

• massgebender 
Begegnungsfall 

PW / Velo; 
örtlich PW / PW (LW) 

PW / PW (LW) PW / LW (Bus / Bus) 
Engstellen möglich, Längsgliede-
rung erwünscht 

Bus / Bus 
Engstellen möglich, Längsgliede-
rung erwünscht 

Bus / Bus Velo + Bus / Bus + Velo 
Begegnungsfall landwirtschaftliche 
Fahrzeuge 

 Situationsabhängig (Fahrzeuge  
und Geschwindigkeit) 

• Fahrbahnbreite in m. 3.6 / 4.8 (teils mehr) 4.8 (teils mehr) 4.8 / 5.5  je nach Betriebskonzept je nach Betriebskonzept 6.5 – 9.0  je nach Situation 

öffentlicher Verkehr Fahrbahnhaltestellen Fahrbahnhaltestellen Fahrbahnhaltestellen Fahrbahnhaltestellen Fahrbahnhaltestellen (Busbuchten) Busbuchten  Fahrbahnhaltestellen 

Veloverkehr ohne spez. Massnahmen (Koexis-
tenz); 

ohne spez. Massnahmen (Koexis-
tenz); 

i.R. ohne Massnahmen (Koexis-
tenz) 

i.R. ohne Massnahmen (Koexis-
tenz), 
evtl. Radstreifen /  
oder Mehrzweckstreifen 

Radwege / Radstreifen / Mehr-
zweckstreifen 

Radweg / Radstreifen  ohne spez. Massnahmen (Koexis-
tenz); 

Fussverkehr ohne spez. Massnahmen (Koexis-
tenz) 

ohne spez. Massnahmen (Koexis-
tenz) 

Strassenraumgliederung, geschütz-
te Flächen zuweisen 

Strassenraumgliederung, geschütz-
te Flächen beidseitig zuweisen 

Gehweg beidseits, Fussgänger-
streifen mit Insel 

gegebenenfalls Trottoir, Fussgän-
ger und Velo auf gleicher Fahrbahn 
separat möglich (3.5 m), 
Mittelinsel ohne FG-Streifen 

 ohne spez. Massnahmen (Koexis-
tenz); 

Versorgungsrouten    Typ 1 Typ 1 Typ 1  Typ 1 

Tabel le  2  
St rassentyp is ierung:  Gesta lungspr inz ip ien und Anforderungen an d ie  St rassenräume 
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4.3 Teilrichtplan Motorisierter Individualverkehr 

Im Teilrichtplan für den motorisierten Individualverkehr wird für das gesamte Strassen-

netz die Strassentypisierung festgelegt. Aus dem Plan ist damit ablesbar, wo die ver-

kehrsorientierten Hauptachsen liegen und welche Strassenzüge siedlungsorientiert und 

damit weitgehend vekehrsberuhigt sein sollen.  

An den Übergängen vom Ausserorts- zum Innerortsbereich werden die Einfahrtsbereiche 

ins Siedlungsgebiet gestaltet. Hier soll aufgrund des sich ändernden Strassenraumes und 

der Seitenräume wahrgenommen werden, dass das Siedlungsgebiet erreicht ist (bzw. 

verlassen wird). Damit wird die Fahrweise an die geänderten Randbedingugen ange-

passt. Die Lage dieser Siedlungseingänge muss nicht zwingend mit jener der Ortstafel 

und der Geschwindigkeitssignalisation zusammenfallen. Vielmehr handelt es sich um 

eine gestalterische Vermittlung des Bewusstseins, dass nach Passieren dieses Sied-

lungseingangs ein anderes Verkehrsregime mit intensiverer Verkehrsmischung und hö-

heren Anforderungen an die Aufmerksamkeit herrscht.  

4.4 Geschwindigkeitsplan 

Aus dieser Strassentypisierung folgt für das Stadtgebiet die konzeptionelle Festlegung 

einer Bandbreite für die anzustrebenden, effektiv gefahrenen Geschwindigkeiten mit dem 

Instrument des Geschwindigkeitsplans. Die Einhaltung dieser Geschwindigkeiten soll in 

erster Linie mit gestalterischen Massnahmen im Strassenraum und erst in zweiter Linie 

mit polizeilichen Massnahmen und Signalisationen erreicht werden. 

 




























































